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Kassner Jennifer

Von: Kassner Jennifer
Gesendet: Donnerstag, 26. September 2024 11:35
An: Referat-V2 (StMAS); Gold Isabella, StMAS
Cc: Lytsiouli Theodora; Buckenhofer Bernd; Kronauer Johann; Gebert, Christian, 

Dr. (StMAS)
Betreff: WG: Stellungnahme zum Entwurf IKJHG

Sehr geehrte Frau Gold, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
bezugnehmend auf die unten stehende Nachricht vom gestrigen Tage an Herrn Amtschef Dr. Gruber lasse ich Ihnen 
in Absprache mit Herrn Buckenhofer unsere fachliche Einschätzung zum IKJHG zukommen. Unberührt davon bleibt 
die durch Herrn Buckenhofer kommunizierte – ablehnende – Haltung des Bayerischen Städtetages. 
 
Da jedoch nicht vorhersehbar ist, ob und in welcher Form der Referentenentwurf das Gesetzgebungsverfahren 
durchlaufen wird, stellen wir Ihnen hiermit unsere fachliche Einschätzung zum Vorhaben (ergänzend) zur Verfügung: 
 

I. Fachliche Vorbemerkung: 
 
Insgesamt bietet der nun vorliegende Entwurf die fachliche Chance, die dritte Stufe der sog. großen Lösung 
umzusetzen. Der nun vorliegende Referentenentwurf umfasst gute Kompromisse und Hinweise aus den 
ausführlichen Diskussionen der letzten Jahre. Gerade vor diesem Hintergrund und der im Jahr 2023 stattgefundenen 
Partizipation der Fachebenen ist die nun verfügte Frist des BMFSFJ zur Stellungnahme nicht ansatzweise 
nachvollziehbar. 
 
Fachlich geboten ist eine klare und einheitliche Zuständigkeit des örtlichen Trägers der Jugendhilfe für alle Kinder 
und Jugendlichen, ob mit oder ohne Behinderung und ohne Ansehen der Art der Behinderung. Eine solche Lösung 
schließt regionale Zusammenarbeit oder eine überregionale verwaltungsseitige Zuarbeit nicht aus. Um Inklusion 
langfristig umsetzen zu können, sind getrennte Zuständigkeiten zwischen Bezirken und Jugendämtern hinderlich.  
 
Dies bedeutet, dass Bund und Länder die entsprechenden Mittel zur Umsetzung des Reformvorhabens zur 
Verfügung stellen müssen, um eine Umsetzung in die Praxis zu ermöglichen. Ohne Ausgleich der finanziellen 
Mehrbelastungen und in der Kürze der Zeit kann die große Lösung nicht umgesetzt werden. 
 
 

II. Fachliche Hinweise zu den geplanten Vorschriften im Detail: 
 
 
Anpassung des § 6 Abs. 3 SGB VIII: 
Nach § 6 Abs. 3 SGB VIII in der aktuellen Fassung können deutsche Staatsbürger Leistungen nach diesem Buch auch 
gewährt werden, wenn sie ihren Aufenthalt im Ausland haben und soweit sie nicht Hilfe vom Aufenthaltsland 
erhalten. Da es nicht zu Leistungsausweitungen kommen darf, muss an dieser Stelle folgerichtig auf § 101 SGB IX 
verwiesen werden, welcher die Gewährung von Leistungen der Eingliederungshilfe für Deutsche im Ausland an 
Bedingungen knüpft. 
 
§ 10a SGB VIII, § 10b IKJHG: 
Ausgehend davon, dass die Jugendhilfeleistungen inklusiv – in Trägerschaft des Jugendamtes – erbracht werden, 
stellt sich die Frage, ob der in § 10b SGB VIII (neu) geregelte Verfahrenslotse so bzw. in angepasster Form 
(Erweiterung um Beratungsleistungen zur „Teilhabe“) beibehalten werden sollte oder dieser im bereits bestehenden 
§ 10a SGB VIII aufgehen wird (Beratungsanspruch). Um Doppelstrukturen in Jugendämtern zu vermeiden, bietet sich 
nach unserer Auffassung eine Streichung des § 10b SGB VIII (nach Vollendung der Umsetzungsphase) an. 
Überlegenswert an dieser Stelle wäre jedoch auch eine (länderspezifische) Beibehaltung des Verfahrenslotens, um 
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ggf. bestehend bleibende bayerische Besonderheiten zwischen Bezirken und Jugendämtern abdecken zu können. 
Dies wird jedoch nur von Relevanz sein, wenn eine Länderöffnungsklausel überhaupt den Raum für ein Abweichen 
des Landesgesetzgebers ermöglicht. Die Rückmeldungen der Städte zum Einsatz des Verfahrenslotens sind 
durchweg positiv. 
 
§ 27; §§ 27a - § 34 IKJHG: 
Positiv zu bewerten ist die Verankerung aller Hilfen unmittelbar im SGB VIII. Eine sog. Dachleistung mit zwei 
Leitungstatbeständen entspricht zwar nicht der reinen Lehre einer inklusiven Lösung, stellt aber einen guten und vor 
allem verwaltungsrechtlich vollziehbaren Kompromiss dar, welcher den anstehenden Umstellungsprozess 
unterstützt.  
 
Im Dachleistungstatbestand (§27 Abs. 1 IKJHG) werden Kinder und Jugendliche – neben den 
Personensorgeberechtigten – nun explizit als (Mit-)Inhaber des Anspruchs benannt; dies stärkt die Rechtsposition 
von Kindern und Jugendlichen. Jedoch ist das in § 27 Abs. 2 Satz 2 IKJHG normierte Antragsrecht für Jugendliche für 
teilstationäre und stationäre Hilfen zur Erziehung abzulehnen. Mit einer solchen Regelung würde man ohne Not eine 
Errungenschaft des SGB VIII abgeben, nämlich die (zwingende) Einbeziehung der Personensorgeberechtigung in den 
Hilfeprozess (Partizipation im Rahmen der Bedarfsklärung). Die grundgesetzlich geschützten Rechte der Eltern sind 
an dieser Stelle zu achten. Sofern sich Personensorgeberechtigte gegen die Inanspruchnahme von Hilfen 
aussprechen und dies gegen den Willen des Jugendlichen geschieht, kann auch bereits jetzt zum Schutz der 
betroffenen Personen das Familiengericht eingeschaltet werden und auf die Inanspruchnahmen der Hilfen 
hingewirkt werden. Unberührt davon bleibt die Möglichkeit zur Inobhutnahme, wenn sich aus den Umständen eine 
Kindeswohlgefährdung ergibt. Daher braucht es kein gesondertes Recht des Jugendlichen im Sinne einer 
zusätzlichen Regelung zur Geltendmachung des Anspruchs, der Satz 2 ist zu streichen. Auch ist die Anrufung des 
Familiengerichts im Falle einer solchen Regelung nicht obsolet. Darüber hinaus werden junge Menschen im schon 
geltenden Recht mit eigenen Beratungsansprüchen ausgestattet, sodass es eine solche Regelung nicht braucht. 
 
Um zu vermeiden, dass in Jugendämtern Hilfen zur Erziehung und Eingliederungshilfen nicht nur in der 
Übergangsphase, sondern langfristig „nebeneinander“ stehen bleiben, muss eine fachliche Diskussion stattfinden, 
wie eine möglichst optimale Organisation aussehen könnte, um das Gesetz auch tatsächlich inklusiv zu vollziehen 
(ob z.B. Generalisten und interdisziplinäre Teams oder Spezialisten dies besser lösen können). Es wird einen hohen 
Einstiegs- und künftig laufenden Fortbildungsbedarf geben, der bisher nicht refinanziert ist. Das Jugendamt bzw. die 
Fachkräfte benötigen ein umfassendes Wissen über die unterschiedlichsten Sach-, Dienst- und 
Geldleistungsmöglichkeiten aller Teilhabeleistungen, um die Beratung, Begleitung und Beantragung 
gesetzeskonform zu erfüllen. 
 
Auf den im §§ 99 SGB IX geregelten Wesentlichkeitsbegriff wird im § 27 IKJHG nicht ausdrücklich verwiesen (nur in 
der Gesetzesbegründung, S. 52 f wird darauf Bezug genommen). Ob der Gesetzgeber dies bewusst nicht im 
Gesetzestext aufgenommen hat, da § 27 Abs. 3b IKJHG bereits sehr weit gefasst ist und sich dies wiedersprechen 
würde, ist an dieser Stelle unklar und sollte durch den Gesetzgeber klar geregelt werden. 
 
Der in § 27 Abs. 3a IKJHG normierte Satzbestandteil „mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren im Einzelfall“ 
ist unklar formuliert: Wessen Einstellungen sind hier gemeint? Die der jungen Menschen selbst oder seines sozialen 
Umfelds (z.B. Personensorgeberechtigte, Arbeitgeber, etc.)? Dies sollte konkretisiert werden bzw. auf die 
Einstellungen des jungen Menschen selbst erweitert werden. Weiterer Klarstellungbedarf besteht auch in § 27 Abs. 
3b IKJHG: Der Satzbestandteil „bei denen der Eintritt einer Behinderung nach fachlicher Erkenntnis mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist“, wirft Fragen auf: Welche fachliche Erkenntnis wird hier (je nach Art der 
Behinderung) anerkannt? Dies sollte für die Praxis geregelt sein, um Streitigkeiten zu vermeiden. 
 
Die in § 27 Abs. 4 IKJHG verankerte Möglichkeit der Konkretisierung des anspruchsberechtigten Personenkreises 
durch Bundesrechtsverordnung verschiebt die wichtige Diskussion auf einen späteren Zeitpunkt und birgt die 
Gefahr, dass als Leitkriterium doch der Grad der Behinderung und nicht die Wechselwirkung zwischen 
Beeinträchtigung und Teilhabemöglichkeit in den Vordergrund rückt. Auch ist die im Rahmen des BTHG vorgesehene 
Rechtsverordnung bisher noch nicht erlassen worden, da es zu keiner Einigung kam. Diese Gefahr besteht auch bei 
der vorliegenden Regelung. 
 
§§ 35a bis 35j IKJHG: 
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Trotz der gesetzgeberischen Bemühungen einen übersichtlichen Leistungskatalog der Eingliederungshilfen im 
SGBVIII zu verankern, birgt die Verweisung auf einzelne Regelungen des SGB IX Raum für Unklarheiten. Ferner ist die 
Schnittstelle zwischen Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und Leistungen der Krankenkassen (sowie 
Rentenversicherung und Pflegekassen) kompliziert und sollte nachgeschärft werden. 
 
Das im Referentenentwurf vorgesehene persönliche Budget (§ 35a Abs. 6 IKJHG) für Leistungen der 
Eingliederungshilfe wird im Kontext der Hilfen zur Erziehung kritisch gesehen. Insbesondere im Bereich des 
Kinderschutzes. Wie kann kontrolliert werden, dass das Geld nicht zweckentfremdet eingesetzt wird? Bisher gibt es 
auf Bezirksebene wohl nur vereinzelt Fälle des persönlichen Budgets für junge Menschen; die Jugendhilfe kennt 
bisher keine Geld- und Sachleitungen. 
 
Es ist zu begrüßen, dass die Komplexleistungen der Frühförderung (§ 35c IKJHG) beibehalten werden und von der 
Hilfe- und Leistungsplanung (§§ 36 ff IKJHG) ausgenommen werden. Dies ermöglicht einen niederschwelligen 
Zugang zum Leistungsangebot. Jedoch stellt die Beibehaltung des diagnostisch geprägten Systems der 
Früherkennung und Frühförderung (Differenzierung nach heilpädagogisch-psychologischen sowie 
medizinisch/therapeutischen Leistungen bei jeweiliger Diagnose) weiterhin das Kind im systemischen Bezug nicht in 
den Mittelpunkt, sondern das festgestellte Defizit in Vordergrund. Dies ist seitens des Gesetzgebers entsprechend 
anzupassen. 
 
§§ 36 – 41a IKJHG: 
Im §36 IKJHG wird die Beteiligung der Kinder und Jugendlichen und der Personensorgeberechtigten gesetzlich 
verankert. Die Gliederung eines Hilfe- und Leistungsplans unter Einbezug aller an der Leistung beteiligten Fachkräfte 
und Kinder/Jugendlichen zeigt auch nochmals eine überprüfbare und wirkungsorientierte Darstellung jeweils 
gemessen an den Wünschen und Bedarfen des jungen Menschen. In § 36 Abs. 4 IKJHG werden explizit die Prinzipien 
dargelegt, die die qualitative Ausrichtung und Handlungsleitlinien einer Hilfe- und Leistungsplanung im Kontext eines 
gemeinsamen Handelns aufzeigt. SMARTE Grundsätze werden hierbei zu Grunde gelegt. Die im Gesetz dargestellten 
Verfahren zu einer Hilfe- und Leistungsplanung schaffen für alle beteiligten Reha-Träger Sicherheit und Klarheit, 
ebenso für alle anderen Beteiligten. 
 
Diese Vorgaben treffen auf die Vollzugsrealität des seit mehreren Jahren in Kraft getretenen 
Bundesteilhabegesetzes (BTHG) auf Ebene der Bezirke. Für junge Menschen führen die Bezirke bisher kaum 
Teilhabeplanungen/Gesamtplanverfahren durch (trotz gesetzlicher Pflicht) und setzten die Grundprinzipien des 
BTHG somit nur teilweise um. Folglich müssen diese Schritte mit bzw. bis zur Umsetzung der inklusiven Lösung im 
SGB VIII vollumfänglich nachgeholt werden. Dies wird in der (bezirklich verantworteten) Eingliederungshilfe in 
Bayern ein wesentlicher Kostentreiber sein, da dafür bisher kaum Personalressourcen mit entsprechendem 
fachlichen Hintergrund bei den Bezirken zur Verfügung stehen und damit auch nicht von den Jugendämtern 
übernommen werden können. Ferner muss es dafür zwingend dezentrale Strukturen vor Ort geben, die es aufgrund 
der Verwaltungsorganisation der Bezirke als überörtliche Sozialhilfeträger so nicht gibt (im Vergleich zu den 96 
bayerischen Jugendämtern). 
 
§ 36a Abs. 2 IKJHG gibt eine regemäßige, spätestens nach zwei Jahren notwendige Überprüfung der Hilfe und 
Leistungsplanung vor. Folgender Änderungsvorschlag wird hiermit eingebracht: Streichung von „spätestens alle zwei 
Jahre“. Die Aufrechterhaltung des Passus bringt die Gefahr mit sich, dass Qualitätsstandards der Jugendhilfe 
abgesenkt werden könnten (in der Personalbemessung); eine Überprüfung muss immer bedarfsorientiert sein, der 
Zusatz soll gestrichen werden. Die fachlichen Empfehlungen zum Hilfeplan müssen perspektivisch auf den 
Leitungsplan ausgeweitet werden. Auch ist aufgrund des Fachkräftemangels zu befürchten, dass die zwei Jahres-
Grenze in vielen Fällen zum Regelfall werden würden. 
 
§ 36a und § 36b IKJHG: die neuen Begrifflichkeiten und die Frage, wie §36a und §36b zueinander in Beziehung 
stehen, müssen vom Gesetzgeber näher erläutert werden. 
 
§ 37 IKJHG hat das Wohl des Kindes im Blick und die gesamte Hilfe- und Leistungsplanung sollte daraufhin 
ausgerichtet sein. Die Herkunftsfamilie ist bei diesem Ziel miteingeschlossen und auch das Jugendamt sollte diese 
bestärken und Angebote machen, damit eine positive Entwicklung möglich ist. Ebenso ist geregelt, dass bei 
dauerhafter außerfamiliärer Unterbringung eine Perspektive für das Kind aufzunehmen und eine angemessene 
Lebensperspektive zu erarbeiten ist. 
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§ 38a Abs. 2 IKJHG eröffnet ein neues, gestuftes Vorgehen, bei der Einholung von Gutachten und ärztliche 
Stellennahmen. Damit sollen die langen Begutachtungszeiten verkürzt und Mehrfachbegutachtungen vermieden 
werden. Diese durchaus pragmatisch anmutende Regelung kann in der Auswirkung aus der Sicht der Jugendämter 
noch nicht abschließend beurteilt werden. 
 
Die geplante Regelung des § 38b Abs. 2, Nr. 1-9 IKJHG zeigt inhaltlich auf, wie das Jugendamt als Reha-Träger eine 
Bedarfsermittlung für den Bereich der Eingliederungshilfe ermitteln kann. Diese Bedarfsermittlung ist die Grundlage 
der Hilfeausrichtung und somit unbedingt erforderlich. Aus dieser Bedarfsermittlung lassen sich Ziele ableiten. Die 
Leistungen der Eingliederungshilfe fußen auf den gelisteten Bedarfsermittlungsinstrumenten; es muss jedoch 
sichergestellt bleiben, dass diese nicht auf die Jugendhilfeleistungen (Hilfen zur Erziehung) ausgeweitet werden. In 
Abs. 3 der Vorschrift wird dem Bund darüber hinaus die Möglichkeit gegeben, das Instrument zur Bedarfsermittlung 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen. Damit besteht die Gefahr, dass die Regelungen der Internationalen 
Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit bei Kindern und Jugendlichen (ICF-CY) als 
Standard festgelegt und die aktuell vorgesehene „Orientierung“ am ICF-CY ausgehebelt werden. 
 
§ 39b IKJHG sichert die Rechte von Kindern und Jugendlichen explizit im Rahmen des Kindeswohls in 
Pflegeverhältnissen ab und stellt dem Kind bzw. dem Jugendlichen Beschwerdemöglichkeiten zur Verfügung. 
Entsprechende Beschwerdemöglichkeiten sollten für alle Hilfen im Rahmen von Hilfen zur Erziehung und 
Eingliederungshilfen, bei ambulanter, teilstationärer und stationärer Hilfe gesetzlich verankert werden. 
 
Die in §§ 41, 41a IKJHG modifizierten Ansprüche für junge Volljährige sowie die Nachbetreuung werden auf alle 
jungen Menschen ausgeweitet: Aus Sicht der wirtschaftlichen Jugendhilfe wird eine altersscharfe Abgrenzung analog 
zu den bisherigen Kooperationsvereinbarungen mit den Bezirken für sinnvoll erachtet. Allerdings zeigte die 
Diskussion der letzten zwei Jahre im Beteiligungsprozess, dass eine feste Altersgrenze ab 18 Jahre nicht zielführend 
ist. Die derzeitige Regelung kommt einer impliziten Altersgrenze von 21 Jahren gleich; diese Lösung wird so 
unterstützt. Davon unberührt bleibt die sodann zu regelnde Schnittstelle mit dem Bezirk beim Altersübergang. Der 
Übergang wird über den Hilfe- und Leistungsplan gesteuert, weitere Details enthält das IKJHG nicht, diese müssen 
sodann in der Praxis erarbeitet werden. Dadurch können mögliche Konflikte mit dem Träger der Eingliederungshilfe 
entstehen, der die Entscheidung des (abgebenden) Trägers der Jugendhilfe anerkennen muss. 
 
§ 40 Abs. 2 Nr. 1I KJHG (Auslandsmaßnahmen) verweist auf den nicht mehr existenten § 35 a Abs. 1a SGB VIII; die 
Verweisungen sind zu korrigieren. 
 
Für die Bedarfsermittlung für Leistungen der Eingliederungshilfe wird in § 38b Abs. 1 SGB VIII-E auf Teil 1 SGB IX 
verwiesen. In Abs. 3 der Vorschrift wird dem Bund darüber hinaus die Möglichkeit gegeben, das Instrument zur 
Bedarfsermittlung durch Rechtsverordnung zu bestimmen. Damit besteht die Gefahr, dass die Regelungen der 
Internationalen Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit bei Kindern und Jugendlichen 
(ICF-CY) als Standard festgelegt und die aktuell vorgesehene „Orientierung am ICF-CY“ ausgehebelt werden. 
 
§§ 69 - 78 IKJHG: 
Im Rahmen des § 75 SGB VIII (Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe), der weitestgehend unverändert 
fortgelten soll, stellt sich die Frage, ob nun auch Träger der Eingliederungshilfe unter die Vorschrift zu fassen sind. 
Relevant ist dies vor allem immer dann, wenn Drittmittel (z.B. Aktion Mensch) beantragt werden. Uns ist nicht 
bekannt, wie die Eingliederungshilfe bisher damit umgegangen ist. 
 
§§ 85 – 89h IKJHG: 
Die in § 85 Abs. 5 IKJHG geregelte Länderöffnungsklausel sieht eine ortsnahe Beratung, Aufklärung, Antragsstellung 
und Hilfeplanung sowie eine enge Kooperation mit dem öffentlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe als 
Bedingung für deren Inanspruchnahme durch den Landesgesetzgeber vor. Die im IKJHG formulierte Klausel würde 
dazu führen, dass alle Leistungen der Eingliederungshilfe auf die Bezirke, zeitlich befristet, übergehen müssen, also 
auch die Leistungen nach dem bisherigen § 35a SGB VIII (vgl. Wortlaut des IKJHG mit einem Verweis auf § 2 Abs. 2 
Nr. 4b IKJHG). Dies ist weder fachlich noch organisatorisch (zusätzliche Schnittstellen) sinnvoll. Die formulierte 
Öffnungsklausel bietet der Jugendhilfe in Bayern somit keinen Vorteil und sollte keine Anwendung finden. 
Problematisch in diesem Zusammenhang bleibt, dass die Umsetzung des IKJHG in Bayern bis zum 31.12.2028 nicht 
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möglich sein wird. Für die dringend notwendigen Vorarbeiten und den Aufbau der notwendigen Ressourcen vor Ort 
in den Jugendämtern wird dringend mehr Zeit (sowie die finanziellen Mittel) benötigt. 
 
Die ebenfalls im Raum stehende Forderung nach einer unbefristeten Öffnungsklausel ist abzulehnen, da die 
Grundintention des inklusiven SGB VIII somit dauerhaft in Bayern nicht realisiert werden würde und dies auch 
verfassungsrechtliche Bedenken nach sich zieht. Dies gilt vor allem vor dem Hintergrund, dass die Bezirke bisher 
keine Bereitschaft erkennen lassen, sodann vollumfänglich alle Aufgaben der Jugendhilfe für junge Menschen mit 
Behinderung zu übernehmen (also auch Kinderschutz, Planungsverantwortung etc.) und somit „echter“ 
Jugendhilfeträger zu werden. 
 
Als Lösung wird – neben der Bereitstellung ausreichender Finanzmittel für die Kommunen zur Umsetzung des 
IKJHG– vorgeschlagen, den Zeitpunkt des Inkrafttretens des IKJHG insgesamt und für alle Bundesländer nach hinten 
zu verschieben. Ggf. käme dieser Vorschlag auch anderen Bundesländern entgegen, die zu Recht auf die aktuell 
hohen Belastungen mit der Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung, der Unterbringung und 
Versorgung von unbegleiteten minderjährigen Ausländern und der Fachkräfteprobleme verweisen. 
 
§§ 90 – 97c IKJHG: 
Beim modifizierten Kostenbeitrag wird es zu geringeren Einnahmen kommen: Soweit „ersparte Aufwendungen“ mit 
oft geringer Pauschale zum Einsatz kommen, wird dies zu deutlich geringeren Kostenbeiträgen führen. Soweit 
Kindergeld nicht mehr grundsätzlich als Mindestkostenbeitrag zusätzlich zu dem sich aus dem Einkommen 
errechneten Kostenbeitrag erhoben wird, sondern zum Einkommen zählt, wird dies ebenfalls zu erheblichen 
Einnahmenminderungen führen. Mangels eines vorliegenden Entwurfs einer Kostenbeitragsverordnung des Bundes 
sind weitere Ausführungen an dieser Stelle nicht möglich. 
 
Durch den Wegfall der Kostenbeteiligung bei fast allen ambulanten Leistungen der Eingliederungshilfe wird auch mit 
höheren Antragszahlen gerechnet (Leistungsausweitung). Insb. bei der Leistung „Assistenz bei Freizeitaktivitäten“ 
wird ein höherer Anstieg der Fallzahl als 4% (siehe Gesetzesbegründung) erwartet, vor allem im Zusammenhang mit 
dem anstehenden Rechtsanspruch auf ganztägige Betreuung und das Anrecht von Kindern mit Behinderung auf 
entsprechende Ferienangebote. 
 
§§ 98-108 IKJHG: 
Die Datenlage zu jungen Menschen mit (drohender) Behinderung ist bisher kaum geeignet, um auf dieser Basis eine 
Jugendhilfeplanung aufzubauen und bedarfsgerechte Ausbauplanungen abzuleiten. Eine vergleichbare 
Datenerhebung müsste eine bessere Gesamtübersicht über Bedarfe und Entwicklungen – auch kleinräumig – 
ermöglichen. Die Planung von Infrastruktur und Angeboten der Eingliederungshilfe muss künftig dringend aktiv 
betrieben werden, um eine quantitative, aber auch qualitative Versorgungssicherheit für alle jungen Menschen zu 
gewährleisten; beispielhaft sei hier die Umsetzung des Ganztagsrechtsanspruchs auch für Kinder mit körperlicher 
oder geistiger Behinderung oder der bedarfsgerechte Ausbau von Frühförderung genannt. 
 
Die im §109 IKJHG aufgenommene Übergangsregelung zur Fortgeltung von Leistungs- und Entgeltvereinbarungen 
auf Basis des SGB IX bis Ende 2032 ist grundsätzlich zu begrüßen. Jedoch birgt der §109 Abs. 4 IKJHG, welcher jeder 
Partei gleichzeitig einen Anspruch auf Neuverhandlung einräumt; eine kaum zu bewältigende Herausforderung. Es 
handelt sich um einen hoch komplexen Vorgang, Kalkulationsmechanismen, die sich über Jahre entwickelt haben, 
zwischen Jugendhilfe und Eingliederungshilfe vereinheitlichen zu wollen. Überdies wird es eine quantitative 
Herausforderung, sämtliche Vereinbarungen neu zu verhandeln; dies muss dringend gebündelt und mit 
entsprechenden (fachlichen) Ressourcen durchgeführt werden. Die Neuverhandlungen und die Anerkennung der 
Tarifwerke der Träger (und verbandseigener Tarife, wie dies bereits im SGB IX vorgesehen ist) werden in der 
Jugendhilfe zu Kostensteigerungen führen. 
 
SGG-Änderungen / Gerichtsbarkeit: 
Ausgehend davon, dass die vorgeschlagene zweigeteilte Zuständigkeit zwischen Verwaltungs- und Sozialgerichten 
die Folge des gewählten Dachleistungs-Tatbestandes ist, stellt sich die Rechtswegfrage. Nach unserem Dafürhalten 
ist der einheitliche Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten die bessere Lösung (statt einer geteilten 
Gerichtsbarkeit; vgl. § 51 Abs. 1 Nr. 6b SGG-E), insbesondere um eine einheitliche Rechtsanwendung sicherzustellen. 
Die Verwaltungsgerichte sind seit vielen Jahrzehnten ausschließlich für die Kinder- und Jugendhilfe zuständig und 
verfügen entsprechend in diesem komplexen Rechtsbereich über die notwendigen Fachkenntnisse. Da nunmehr die 
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Zuständigkeiten der Leistungen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen unter dem Dach der Kinder- und 
Jugendhilfe zusammengeführt werden, sollte dem auch eine einheitliche Rechtswegzuweisung zu den 
Verwaltungsgerichten folgen. Auch wäre eine Verlagerung der Streitigkeiten im Rahmen der seelischen 
Behinderungen bei den Sozialgerichten nicht korrekt verortet, da die Schnittstellen zur Hilfe zur Erziehung fließend 
sind. Gleichzeitig sind und bleiben die Verwaltungsgerichte die einzig zuständige Gerichtsbarkeit für die ebenfalls im 
SGB VIII verortete Inobhutnahme als grundrechtsrelevante Maßnahme. 
 
Eine bereits begründete Gerichtsbarkeit soll beibehalten werden. Dies dürfte bereits ausreichend über § 17 Abs. 1 
GVG sichergestellt sein. Anderenfalls sollte eine Klarstellung in die Rechtswegzuweisung des § 51 SGG (oder an 
anderer passender Stelle) aufgenommen werden, dass Fälle der Eingliederungshilfe, bei denen zu einem späteren 
Zeitpunkt noch Hilfen zur Erziehung beantragt werden, als einheitlicher Leistungsfall angesehen werden und eine 
einmal begründete Zuständigkeit gemäß § 17 GVG erhalten bleibt. 
 
Kosten der Umstellung: 
Nachdem eine qualifizierte Kostenschätzung in der Kürze der Zeit nicht möglich war, steht auf Basis der eingegangen 
Rückmeldungen fest, dass die Kosten der Umstellung deutlich höher als in der Gesetzesbegründung anzusetzen sind. 
Eine Kostenbeteiligung des Bundes an den Umstellungskosten ist zwingend. Eine zusätzliche Herausforderung wird 
sein, die laufenden Kosten der Eingliederungshilfeleistungen des IKJHG dauerhaft zu tragen. Eine (teilweise) 
Gegenfinanzierung dazu ergibt sich aus den sodann zwingenden Einsparungen der Bezirksumlage. Auch liegen uns 
keine aktuellen Fallzahlen der Bezirke vor, welche die Anzahl und Art der bewilligten Eingliederungshilfen samt 
Kosten transparent und kreisscharf aufgliedern. 
 
 
Sollten Ihrerseits Rückfragen bestehen, stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Jennifer Kassner 
 
Bayerischer Städtetag 
Prannerstraße 7 
80333 München 
 
Tel. 089/290087-24 
jennifer.kassner@bay-staedtetag.de 
https://www.bay-staedtetag.de/ 
 
Bitte beachten Sie meine aktuellen Dienstzeiten:   
Montag und Dienstag jeweils 9:00 Uhr bis 14:00 Uhr 
Mittwoch 9:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
 
 

 
 
 
 
 
 

Von: Buckenhofer Bernd <bernd.buckenhofer@bay-staedtetag.de>  
Gesendet: Mittwoch, 25. September 2024 16:27 
An: Amtschef-Büro (StMAS) <Amtschefbuero@stmas.bayern.de> 
Cc: Kassner Jennifer <jennifer.kassner@bay-staedtetag.de> 
Betreff: Stellungnahme zum Entwurf IKJHG 
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Sehr geehrter Herr Dr. Gruber, 
 
vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Ausgestaltung der Inklusiven 
Kinder- und Jugendhilfe (IKJHG). Wegen der unzureichenden Stellungnahmefrist war uns bislang eine 
Gremienbehandlung leider nicht möglich. Wir weisen daher unter dem Vorbehalt weiterer Beratungen aus Sicht der 
Geschäftsstelle darauf hin, dass dem Gesetzesvorhaben nur nähergetreten werden kann, wenn Bund und Land die 
entstehenden Kostenverschiebungen und Kostenmehrungen der Kommunen garantiert ausgleichen. Da dies nicht 
erkennbar ist, wird der Gesetzesentwurf abgelehnt. Wir erwarten, dass der Freistaat Bayern diese Position im 
Gesetzgebungsverfahrens des Bundes unterstützt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Bernd Buckenhofer 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
 
Bayerischer Städtetag 
Prannerstr. 7 
80333 München 
Tel. 089-29008711 
 
 


